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Internationalen Konvention gegen Apartheid im Sport durch 
die Resolution 40/64 G der Vollversammlung wurde das völ
kerrechtliche Verbot der Apartheid weiter konkretisiert und 
den Völkern ein neues Instrument zur Isolierung des Apart
heid-Regimes in die Hand gegeben.

Immer deutlicher heben die sich seit über 10 Jahren von 
der DDR in der Vollversammlung und in der Menschen
rechtskommission initiierten Resolutionen zum Status der 
Internationalen Konvention über die Bekämpfung und Be
strafung des Apartheid-Verbrechens von 1973 von anderen 
sog. Status-Resolutionen ab, die oft solch formal-technischen 
Charakter tragen, daß sie entbehrlich erscheinen. Man kann 
mit Fug und Recht sagen, daß mit den auf die Durchsetzung 
der Anti-Aparthedd-Konvention gerichteten Resolutionen 
40/27 der Vollversammlung und 1986/7 der Menschenrechts
kommission das antiimperialistische Niveau der Erörterung 
des Kampfes gegen Apartheid in der UNO wesentlich mit 
bestimmt wurde. Damit wurde auch den von imperialisti
schen Staaten lancierten Thesen entgegengewirkt, wonach 
angeblich die Möglichkeit einer friedlichen Überwindung der 
Apartheid bestünde und Sanktionen angeblich besonders 
negative Auswirkungen auf die schwarze Bevölkerung des 
südlichen Afrikas hätten.

Die beiden genannten Resolutionen verurteilen die Mit
wirkung transnationaler Monopole an den Apartheid-Verbre
chen und charakterisieren sie als Verletzung des Art. II der 
Anti-Apartheid-Konvention. Ein neues Element der Resolu
tionen ist, daß sie die Apartheid als Genooid-Verbrechen be
zeichnen.

Politisch bedeutsam ist in diesem Zusammenhang auch 
die Entscheidung in der Resolution 1986/6 der Menschen
rechtskommission, die Liste derjenigen Banken und Firmen, 
die Geschäftsbeziehungen im Süden Afrikas unterhalten (sog. 
Khaiifa-Bericht), auf aktuellem Stand zu halten. Das gibt 
den fortschrittlichen Kräften die Möglichkeit, in UNO-Doku- 
menten offiziell zu belegen, daß der Imperialismus, wo immer 
es ihm um Höchstprofite geht, Menschenrechte in Wirklich
keit mit Füßen tritt.

2. Entsprechend der Schwere der israelischen Aggressions
politik und der davon ausgehenden Menschenrechtsverlet
zungen Israels in den besetzten arabischen Gebieten spielte 
die Verurteilung der israelischen Genocid-, Aggressions- und 
Okkupationspolitik auf beiden Tagungen wiederum eine 
große Rolle. Angesichts der explosiven Situation im Nahen 
Osten und der immer schwereren Terrorakte des Aggressors 
Israel fordern die Resolutionen 1986/1 und 1986/2 der Men
schenrechtskommission die Verwirklichung des Selbstbestim
mungsrechts des palästinensischen Volkes einschließlich des 
Rechts auf einen unabhängigen Staat. Dem Camp-David- 
Abkommen und seinen Folgevereinbarungen wird eine ein
deutige Absage erteilt.

Diese Resolutionen wurden von der DDR als Koautor mit
getragen.

3. Ein neues Element in der Tätigkeit der UN-Menschen- 
rechtskommission ist die Behandlung der Söldnerproblema- 
tik: Ausgehend von der Beeinträchtigung des Selbstbestim
mungsrechts der Völker durch den Einsatz von Söldnern 
wurde sie durch Resolution 1986/26 als Problem mit hoher 
Priorität auf' die Tagesordnung der 43. Tagung gesetzt. Die 
Rekrutierung, der Einsatz, die Finanzierung und die Aus
bildung von Söldnern sowie die Erteilung von Transiterlaub- 
nis für Söldner wurden unter Bekräftigung der Völkerrechts
auffassung, wie sie sich seit langem herausgebildet hat3, unter 
Verbot gestellt. Das Söldnertum wird als Gefahr für den 
Weltfrieden und die internationale Sicherheit sowie als Ver
brechen gegen die Menschlichkeit charakterisiert.

Größere Aufmerksamkeit für soziale Fragen 
im Bereich der Menschenrechte

In der UN-Vollversammlung und in der UN-Menschenrechts- 
komimssion wächst die Einsicht, daß das soziale Umfeld maß
geblichen Einfluß auf die Gewährleistung sowohl der politi
schen und Bürgerrechte als auch der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechte der Menschen hat. Die sozialistischen 
Länder nutzen die Möglichkeit, anderen Staaten ihre Erfah-

Prof. Dr. Werner Artzt zum 80. Geburtstag
Am 23. August begeht Prof. em. Dr. Dr. h. c. Werner Artzt 
seinen 80. Geburtstag. Unsere herzlichen Glückwünsche 
gelten einem Staatsfunktionär und Rechtswissenschaftler, 
der sieh um die juristische Fundierung der revolutionären 
Staatsmacht in der DDR, um die Ausprägung des sozia
listischen Rechtssystems und die Entwicklung der mar
xistisch-leninistischen Rechtswissenschaft bleibende Ver
dienste erworben hat.

Als Leiter der Hauptabteilung Gesetzgebung im Mi
nisterium der Justiz wirkte Werner Artzt in den 50er Jah
ren maßgeblich an der Rechtsetzung zum Schutz des 
Volkseigentums, zur Gerichtsverfassung, zum Zivilrecht 
und zum Familienrecht mit. Für seinen Beitrag zur Her
ausbildung des sozialistischen Rechts auf wichtigen Ge
bieten wurde er 1981 mit der „Medaille für Verdienste in 
der Rechtspflege“ in Gold geehrt.

In seiner fast zwanzigjährigen Tätigkeit als Hochschul
lehrer an der Akademie für Staats- und Rechtswissen
schaft der DDR wandte sich Werner Artzt zunehmend 
den Fragen der rechtlichen Gestaltung der Wirtschafts
leitung zu. Mit seinen Arbeiten zur Verwirklichung des 
demokratischen Zentralismus in der Wirtschaftsleitung, 
zur Wirtschaftsplanung, zum Volkseigentum und zur 
wirtschaftsrechtlichen Verantwortlichkeit beeinflußte er 
wesentlich die Herausbildung des sozialistischen Wirt
schaftsrechts.

Hohe Wertschätzung verdienen auch die Leistungen 
Werner Artzts bei der Aus- und Weiterbildung von Ka
dern für den sozialistischen Staatsapparat sowie sein En
gagement für die Heranbildung eines der Arbeiterklasse 
und ihrer marxistisch-leninistischen Partei treu ergebe
nen wissenschaftlichen Nachwuchses.

Der Wissenschaftliche Rat der Akademie für Staats
und Rechtswissenschaft der DDR würdigte 1976 die Ver
dienste Werner Artzts um die Entwicklung und Propa
gierung des sozialistischen Rechts mit der Verleihung 
der Ehrendoktorwürde (vgl. NJ 1976, Heft 19, S. 583). Auf 
jener Festveranstaltung hielt Werner Artzt einen vielbe
achteten Vortrag zu theoretischen Problemen der Rechts
institute unter dem besonderen Aspekt des Wirtschafts
rechts.

Die wissenschaftliche Tätigkeit Werner Artzts legt 
Zeugnis ab von der anhaltenden Kreativität eines Wis
senschaftlers, der stets neue Fragen konstruktiv aufgreift 
und Emeritierung nicht als Ruhestand versteht.

Wir wünschen Prof. em. Dr. Dr. h. c. Werner Artzt auch 
weiterhin Schaffenskraft, Gesundheit und persönliches 
Wohlergehen.

rungen bei der Schaffung immer günstigerer Voraussetzun
gen für die Wahrnehmung der Menschenrechte zu vermitteln. 
Es scheint, daß in diesem Bereich der Menschenrechtsförde
rung durch die UNO am ehesten ein sachlicher Dialog zwi
schen Staaten des sozialistischen und des kapitalistischen 
Weltsystems möglich ist und Elemente der Konfrontation 
zurückgedrängt werden könnten.

1. Vor allem die während der 40. UN-Vollversammlung 
durchgeführte Weltkonferenz zum Internationalen Jahr der 
Jugend wurde zu einem neuen Höhepunkt bei der Erörte
rung von Jugendfragen. In ihrem Mittelpunkt stand die 
Sicherung des Friedens als Grundvoraussetzung für die Lö
sung von Problemen der Entwicklung junger Menschen. Mit 
der Resolution 40/14 der UN-Vollversammlung, die wiederum 
von der SR Rumänien eingebracht worden war, wurde die 
weitere Behandlung von Jugendfragen in den UN-Gremien 
gesichert. Starke Beachtung verdient in diesem Zusammen
hang auch die von der CSSR initiierte Resolution 40/15, mit 
der die überragende Bedeutung der Rechte der Jugend auf 
Arbeit und Bildung bestätigt wurde. Dies hat gewiß über 
den konkreten Sachverhalt hinausgehende stimulierende * S.

3 Vgl. zum Stand der Ausarbeitung einer Internationalen Konven
tion gegen das Söldnertum G. Görner/W. Hampe/T. Schmidt, NJ 
1986, Heft 4, S. 133, sowie K. Kampa/H. Teschner, NJ 1982, Heft 9,
S. 396 ff.


